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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Forderungen zur Situation der Poiizeien in Bund und Ländern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Aufgabe der Pohzeien des Bundes und der Länder in unse~ 
rem demokratischen Rechtsstaat ist der Schutz der inneren 
Sicherheit und die Aufrechterhaltung der verfassungsmäßi- 
gen Ordnung. Während noch bis in unser Jahrhundert hin- 
ein in Deutschland die Pohzei zur Unterdrückung sozialer, 
ökonomischer und pohtischer Konflikte und zur Erhaltung 
der Staatsräson herangezogen wurde, soll die Pohzei in einer 
demokratischen Staatsordnimg in erster Linie die Friedhch- 
keit der Konfliktaustragung und den Schutz der Bürger vor 
Kriminahtät sichern. Dabei sind die Angehörigen der Pohzei 
einer besonders intensiven öffenthchen Kontrohe ausge- 
setzt. 

2. In den letzten Jahren wird die Pohzei zunehmend in das 
Spannungsfeld öffenthcher Auseinandersetzimgen hinein- 
gezogen. Vorrangig wird ihr die Last der Durchsetzimg 
umstrittener pohtischer Entscheidungen, z.B. im Zusam- 
menhang mit Kernkraftwerken, der Entsorgung radioakti- 
ven Materials, technischen Großbauten, aufgebürdet. Damit 
erscheint die Pohzei für viele Bürger unseres Staates als 
pohtischer Gegner und wird nicht selten Objekt des Unmuts 
und der Aggression. Durch pohtische Entscheidungen wer- 
den die Pohzeien von Bund und Ländern in das Zentrum 
schwerster geseUschafthcher Konflikte gesteht, deren 
Lösung nicht ihre Aufgabe sein kann und für die sie oft auch 
nicht vorbereitet ist. Deshalb unterstützt der Deutsche Bun- 
destag die Forderungen 

— die ahgemeine berufliche und diensthch bezogene Aus- 
bildung der Pohzei fortzuentvdckeln un^ zu verbessern, 

— sicherzustehen, daß die Pohzeibeamten z.B. durch Kon- 
fhktbewältigungs- und Kommunikationstraining auf die 
besonderen psychologischen Belastungen, die sich bei 
Großdemonstrationen ergeben können, vorbereitet 
werden, 
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— eine menschenwürdige Unterbringung und Versorgung 
der Polizeikräfte sicherzustellen, dies gilt insbesondere 
bei allen vorhersehbaren sowie langandauernden Einsät- 
zen, wie z. B. an der Startbahn-West, 

— den Rechtsschutz zu verbessern. 

3. Die Anforderungen an die Pohzeien von Bund und Ländern 
sind in den letzten Jahren ständig gestiegen. Gleichzeitig 
hat sich die Gefahr für Gesundheit und Leben der Pohzei- 
beamten erhöht. Vergleichbare Entwicklungen sind in kei- 
nem anderen Bereich der öffenthchen Verwaltung zu ver- 
zeichnen. 

Es ist deshalb dringend geboten, daß die Bundesregierung 
durch eine bessere Finanzausstattung der Länder (z. B. 
durch Verzicht auf die sogenannte Steuerreform und durch 
Unterstützung der Gesetzesinitiative der norddeutschen 
Länder zur Neuverteilung der Sozialhilfelasten) die Voraus- 
setzungen dafür schafft, daß der Pohzeidienst leistungs- 
gerecht und berufsangemessen bewertet wird, und daß ins- 
besondere den besonderen Problemen des Wach- und 
Wechselschichtdienstes begegnet werden kann. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf 
sicherzustellen, daß der Grenzschutzeinzeldienst über die Kon- 
sequenzen (neue dienstliche Verwendung und Verlegung des 
Dienstortes), die sich aus dem Abbau der Grenzkontrollen 
innerhalb der EG (Schengener-Abkommen) ergeben, frühzei- 
tig und umfassend zu informieren und soziale Härten nicht 
entstehen zu lassen. 

Bonn, den 4. Mai 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 
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